
Bundessozialgericht
I m

N
a m e n d e s V o l k e s4 RJ 55/64

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Beklagte und Revisioneklägerin,

gegen

Klägerin und Revisionsbeklegte„

Der 4„ Senat des Bundessozialgerichts hat amßo° November

1966 ohne mündliche Verhandlung durch

Senatspräsident P e n q u i t t'
—Vorsitzender— 9

Bundesrichter 1 S o h m i t t ,
Bundesrichter Dr. E c k e r ,
Bundessozialrichter Dr. C o n r a d y und‘

Bundessozialrichter B e n e d y e z u k

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des Bayerischen Landeeeozial—

gerichts vom 14. November 1963 wird zurückgewieseno

Die Beklagte hat der Klägerin die Kosten auch des

Revisionsverfahrens zu erstatten°
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G r ü n d e

Der Rechtsstreit wird um die Höhe einer Witwenrentenabfindung
geführt()

Der im Jahre 1917 geborene erste Ehemann der Klägerin hatte

von August 1942 bis Ende des Jahres 1945 Invelidenrente be—

■Og€■; danach war er — ohne Rentenbezag — wieder versiche—

rungspfliChtig beschäftigt. Nachdem er im August 1953 ge—

storben war? gewährte die beklagte Landesversioherungsanstalt
der Klägerin vom 1„ September 1955 an Witwenrente„ Bei der
nach dem Arbeiterrentenversicherungs—Neuregelungsgesetz

(ATVNG)im Jahre 1957 durchzuführenden Rentenumstellung wurde
übersehen, daß der Versicherte von 1946 bis zu seinem Tode
keine Invalidenrente mehr bezogen hatte; demgemäß wurde in
dem Rentenzahlungsauftrag der Beklagten an die Deutsche Bun—

despost das Jahr des Rentenbeginns mit 1942 — anstatt des

Todesjahres 1953 —vermerkt° So wurde nach der Anlage 4 zu
Art„ 2 5 33 ArVNGunter Zugrundelegung eines Steigerungs—
betrages von 21,09 DM, vervielfältigt mit dem Faktor 16,6
(Geburtsjahr 1917, Rentenbeginn 1942), ein Betrag von
350910 DM errechnet, der in Anwendung des Art° 2 5 34 Abso 1
ArVNG auf 270 DM begrenzt wurde„ Bei Verwendung des richti»

gen Faktors 695 (Geburtsjahr 1917, Todesjahr 1955) hätte sich
ein Zahlbetrag V0n monatlich nur 137,20 DM ergeben° Über

die Umstellung ging der Klägerin von der Deutschen BundeSpost
eine Mitteilung nach Art° 2 @ 31.Abs° 1 Satz 2 ArVNG zu°

Die Beklagte bemerkte den Fehler erst, nachdemdie Klägerin
im Februar 1960 wieder geheiratet und um die Witwenrenten—

abfindung nachgesucht hatte, Ein Jahr vorher hatte sich die
Klägerin nach der Höhe einer eventuellen Heiratsabfindung
erkundigt, weil sie ein Bauderlehen aufnehmen wollte° Da—
raufhin hatte die Beklagte ihr mitgeteilt, daß sie im Falle

einer WiederVerehelichung eine Abfindung von 270 x 6o :
16 200 DM erhalten werde„
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Durch Bescheid vom 17. März 1960 stellte die Beklagte die
Zahlung der Witwenrente mit Ablauf des Monats Februar 1960

ein, setzte die Abfindung unter Berichtigung des Umstel—

lungsfehlers auf 9 258 DM fest (137,20 DM, erhöht nach dem
1„ und 20 Rentenanpa98ungsgesetz —RAG— auf 154,30 DM x 60)

und verzichtete auf die Rückzahlung der überzahlten Beträge°

Die auf Gewährung einer Witwenrentenabfindung von 18 000 DM

gerichtete Klage ist vom Sozialgericht Landshut durch Urteil

vom 3„ Juli 1961 abgewiesen wordeno

Mit der Berufung hat die Klägerin den Klageantrag auf Zah—

lung von 16 200 DM beschränkt° Diesem Antrag hat das Bayeri—

sche Landessozialgericht (LSG) durch Urteil vom 14. November

1963 stattgegebeno Es hat seine Entscheidung im wesentlichen

wie folgt begründet: Unter der "bisher bezogenen Rente" im

Sinne des 5 1302 der Reichsversicherungsordnung (RVG) sei der

auf Grund eines bindend gewordenen Bescheides oder — beim

Fehlen eines solchen — der auf Grund der gesetzlichen Vor—

schriften zuletzt zu zahlende Rentenbetrag gemeint (BSG SozR

EVO 5 1302 Nr„ 3). Im vorliegenden Streitfalle sei der fünf—
fache Jahresbetrag aus einer Rente von 270 DM zu berechnen,

weil dieser Zahlbetrag im März 1960 bindend und nicht mehr

berichtigungsfähig gewesen sei° Im Interesse der Rechts—

sicherheit sei eine den Rentner benachteiligende Berichtigung

einer fehlerhaften Rentenumstellung nach dem 31. Dezember 1959

grundsätzlich nicht mehr zulässig, vor allem dann nicht9 wenn

— wie hier — der Versicherungsträger allein für den Fehler

verantwortlich sei und wiederholte Gelegenheiten zur Berich—

tigung ungenutzt habe verstreichen lassen° Dieser Rechts—

grundsatz sei der Regelung über Berichtigungen nach den Rene

tenanpassungsgesetzen zu entnehmen„ Es könne unentschieden

bleiben, ob die Umstellungsmitteilung ein Verwaltungsakt sei

und ob der in Rede stehende Fehler — was kaum angenommen wer—

den könne — eine offenbare Unrichtigkeit im Sinne des @ 158

des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) darstellea_
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Das LSG hat die Revision zugelassen,

Die Beklagte hat Revision eingelegt und diese mit folgenden

Ausführungen begründet: Ein im Witwenrentenverfahren ergan—

gener Bescheid könne in einem anderen Leistungsverfahren

— hier im Verfahren über die Feststellung der Abfindung %

nicht bindend sein, zumal sich die Bindungswirkung nicht

auf die Gründe für die Berechnung einer Rente erstrecke„ —
Selbst wenn man aber mit dem LSG unterstelle, daß die Bin;

dungswirkung des Witwenrentenbescheidos bei der Berechnung

der Abfindung zu berücksichtigen sei, so zwinge dies nicht

dazu, die Abfindung'aus der überhöhten Witwenrente zu be—

rechnen° Schon nach den auch auf dem Gebiet der Sozialver—
sicherung anwendbaren anerkannten Grundsätzen des allgemei—

nen Verwaltungsrechts (BSG SozR SGG @ 77 Nrn„ 26 und 28) sei
die Rentenfestsetzung mit Recht herichtigt werden, weil es

nicht zu verantworten gewesen sei, die aus öffentlichen Mit—

teln gezahlte, drei Jahre lang weit übersetzte Rente in die—

ser Höhe in der Abfindung weiterzugewähren° Zudem seien

nach feststehender Rechtsprechung auch in bindend gewordenen

Verwaltungsakten unterlaufene offenbare Unrichtigkeiten je—

derzeit berichtigungsfähig (BSG SozR SGG @ 77 Nr° 28); um
eine solche Unrichtigkeit handele es sich im vorliegenden

Falle° Die Fristvorsehriftén der Rentenanpassungsgesetze

ständen der Berichtigung von offensichtlich fehlerhaften

Rentenanpassungen nicht im Wege°

Die Beklagte beantragt,

das angefochtene Urteil aufzuheben°

Die Klägerin beantragt,

die Revision zurückzuweisen„ ‘

Sie schließt sich im wesentlichen den Entscheidungsgründen

des LSG an und meint außerdem, die Rentenberechnung sei auch

nicht nach den Grundsätzen des allgemeinen Verwaltungsrechts

_herichtigungsfähig, weil das öffentliche Interesse nach Lage

der Sache eine Abänderung nicht erheischeo
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Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne münd—

liche Verhandlung durch Urteil einverstanden erklärt° Der

Senat hat von der Befugnis, in dieser Weise zu verfahren,

Gebrauch gemacht°

Die Revision ist unbegründet,

Nach @ 1302 RVO wird einer Witwe oder einem Witwer, die wieder

heiraten, eine Abfindung gewährt° Sie beträgt das Fünffache

des Jahresbetrages der bisher bezogenen Rente° Mit dieser

Wortfassung wird bei der Berechnung der Abfindung an die Rente

des Heiratsmonats angeknüpft; das aber nicht in der Weise, daß

der zufällig — zu Recht oder zu Unrecht — zuletzt gezahlte Ren—

tenbetrag die Höhe der Abfindung_zu bestimmen hätte, es kommt

vielmehr, wie bereits der 1, Senat des Bundessozialgerichts

(BSG) durch Urteil vom 21° Februar 1963 (SozR EVO @ 1502 Nr„3)
entschieden hat, darauf an, welchen Rentenbetrag die oder der

Berechtigte auf Grund eines bindend gewordenen Bescheides oder

— beim Fehlen eines solchen - nach den gesetzlichen Vorschrif—

ten zu beanspruchen hatte, Ist die zuletzt bezogene Rente

zwischen den Beteiligten — der Witwe oder dem Witwer und dem

Versicherungsträger — bindend festgestellt, so steht der Maß—

geblichkeit dieses Betrages für die Berechnung der Abfindung

nicht entgegen, daß sowohl Renten als auch Rentenabfindungen

jeweils selbständige Regelleistungen der Rentenversicherung

sind (5 1235 EVO) und die Abfindung in einem gesonderten Verwal—

tungsverfahren festgestellt wird.

Hiernach hätte die Klägerin auf die ihr vom LSG zugesprochene

Abfindung von 16 200 DM, der ein Rentenbetrag von monatlich

270 DM zugrunde liegt, nur dann keinen Anspruch, wenn der bei

der Umstellung im Jahre 1957 unterlaufene Fehler im März 1960

noch berichtigungsfähig gewesen wäre und dementsprechend die

Rente auf einen Betrag unter 270 DM hätte herabgesetzt werden

dürfen„ Bei der gegebenen Sachlage bestand jedoch hierzu, wie

das LSG im Ergebnis zutreffend entschieden hat, keine recht—

liche Handhabe, } '
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Es kann unentsohieden bleiben, ob der Fehler in der Umstel—
lung der Witwenrehte der Klägerin auf einer sachlich unrich—

tigen Anwendung der Umstellungsvorschriften beruht oder ob

bei der Ermittlung des Umstellungsfaktors ein Fehler unter—

laufen ist, der sich als eine offenbare Unrichtigkeit im

Sinne des @ 138 see darstellt„ Beide Arten von Fehlern sind,
wie der 12° Senat des BSG am 50„ März 1965 (BSG SozR Nr° 4

zu Art° 2 5 31 ArVNG) entschieden und der erkennende Senat

durch Urteil vom 28; Oktober 1965 — 4 HJ 387/63 — bestätigt
hat, nach dem 31. Dezember 1959 jedenfalls nicht mehr in der

Weise korrigierbar, daß die Rente herabgesetzt werden könnte°

Das ArVNG enthält allerdings keine besonderen Vorschriften

über die Behandlung von Fehlern, die bei der Rentenumstellung

vorgekommen sind° Das zwingt jedoch nicht zu der Annahme?

daß man sich bei der Rechtsanwendung auf die allgemeinen‚

für die Berichtigung von fehlerhaften Verwaltungsakten der
Leistungsverwaltung in Betracht kommenden Vorschriften über

die Rücknahme von Verwaltungsakten oder die Berichtigung of—

fenbarer Unrichtigkeiten zu beschränken hätte° Der Gesetz—

geber der Rentenumstellung hat nicht in vollem Umfange er—

kannt, vor welche Probleme die Versicherungsträger sich bei

der Massenumstellung der Renten im maschinellen Schnellver—

fahren ohne ausreichende Kontrollmöglichkeiten gestellt sa—
hen und mit welcher Fülle und Vielfalt von Fehlern zu rechnen

war° So ist es erklärbar, daß besondere Vorschriften für die

Berichtigung von Umstellungsfehlern nicht ergangen sind°

Erst bei der Regelung der Rentenanpassungen hat sich der Ge—

setzgeber in Ausnutzung der bei der Rentenumstellung gemach—

ten Erfahrungen veranlaßt gesehen, für die Berichtigung von

Fehlern besondere Vorschriften zu erlassen, und zwar dahin—

gehend, daß fehlerhafte Anpassungen berichtigungsfähig sind?

eine Berichtigdng zum Nachteil des Rehtenempfängers aber nur

bis zum 31„ Dezember des Anpassungsjahres zulässig ist (@ 7

des 1. RAG und die gleichlautenden Vorschriften der späteren

RAGe). Hieraus hat der 12. Senat in dem angeführten Urteil

mit Recht den Schluß gezogen, daß das ArVNG insofern, als es
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keine spezielle Berichtigungsregelung enthält, eine Lücke auf—

weist, die von der Rechtsprechung nicht - wie die Beklagte

meint und wie sie zu Unrecht aus den von ihr angeführten Ent—

scheidungen des BSG in SOZR SGG Nrn° 26 und 28 zu @ 77 SGG her—

leiten zu können glaubt — durch Anwendung von Grundsätzen des

allgemeinen Verwaltungsrechts, sondern durch entsprechende An—

wendung der den RAGen zu entnehmenden Berichtigungsbegrenzung

als einer Vorschrift speziell der Rentenversicherung (vgl. auch

BSG SozR @ 1246 Nro 40) zu schließen ist° Als Endtermin für die

eine Herabsetzung der Rente rechtfertigende Berichtigung eines
Umstellungsfehlers sieht der erkennende Senat in Übereinstimmung

mit dem 12° Senat des BSG und auch mit dem Berufungsgericht

grundsätzlich den 31„ Dezember 1959 anc

Hiernach durfte die Beklagte im März 1960 die Witwenrente der

Klägerin nicht mehr unter 270 DM monatlich herabsetzeno Nach

diesem und nicht nach einem niedrigeren Rentenbetrag mußte sie

die Witwenrentenabfindung berechneno

Die Revision der Beklagten ist somit unbegründet und muß zurück-

gewiesen werdeno

Die Kostenentscheidung ergeht in Anwendung des 5 193 SGG„
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